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orporate Governance zielt in einer mo-
dernen Auslegung auch auf die nachhal-

tige Selbststeuerung von Unternehmen (1). 
Hierzu gehören Standards für Berichte, Manage-
mentsysteme oder den Dialog mit der Öffentlich-
keit, sowie Selbstverpflichtungen mit Handlungs-
zielen. Die Hoffnung der Anhänger einer Corpo-
rate Governance ist, dass, je leistungsfähiger 
diese Systeme der Selbststeuerung hinsichtlich 
persistenter Umweltprobleme werden, desto 
verzichtbarer auch die staatliche Kontrolle wird. 
Im Idealfall substituiert eine nachhaltige Corpo-
rate Governance die direkte staatliche Steue-
rung. 
Dennoch findet dieser Substitutionsprozess nur 
schleichend und mit Rückschlägen statt. Im Kli-
maschutz, der Abfall- und der Chemikalienpolitik 
werden Selbstverpflichtungen gerade durch In-
strumente der Regelsteuerung abgelöst. Die letzte 
Legislaturperiode war in Deutschland die regula-
tiv aktivste in der Geschichte der deutschen Um-
weltpolitik. Auch Analysen der europäischen Um-
weltpolitik zeigen, dass die sogenannten neuen 
Instrumente der Umweltpolitik noch weit vom 
Durchbruch entfernt sind, auch wenn die derzei-
tige Rhetorik der Europäischen Kommission die-
sen bald erwarten lässt (2). 
Handelt es sich bei diesen Trends um ein letztes 
Aufbäumen von staatsfixierten ewig Gestrigen – 
oder deutet sich an, dass die Substitutionshoff-
nungen der Corporate Governance überzogen 
und unrealistisch waren? 

 �Grenzen der Eigenverantwortung
Eigenverantwortliches Handeln wird in der um-
weltpolitischen Diskussion regelmäßig als Alter-
native zur staatlichen Regulierung angesehen. 
Zweifelsohne gibt es zahlreiche Einzelbeispiele 
von Pionierunternehmen, die auch unter den ge-

gebenen ökonomischen Rahmenbedingungen 
vorzeigbare Umweltleistungen freiwillig erbrin-
gen, sei es durch die Entwicklung besonders um-
weltfreundlicher Produkte oder durch neue Pro-
duktionsverfahren. Neben strategischen Entschei-
dungen des Managements und historisch gewach-
senen Produkt- und Produktionskonzepten, sind 
oft drei Faktoren ausschlaggebend für eine solche 
Pionierrolle. Entweder besetzen Unternehmen 
Marktnischen für einen umweltbewussten Ver-
braucherkreis, oder sie nehmen präventiv eine 
unternehmenspolitisch bedrohliche Skandalisie-
rung durch Umweltgruppen oder ihre Kunden 
vorweg, oder sie versuchen, staatliche Regulie-
rung durch frühzeitige Anpassung zu vermeiden 
(3). 
Die ersten beiden Erfolgsbedingungen unterneh-
merischen Pionierverhaltens sind in vielen Einzel-
fällen gegeben, nicht aber als Regel zu erwarten. 
Zumindest solange nicht, wie die Marktsignale 
und das Steuer- und Subventionssystem umwelt-
schädliche Verhaltensweisen insgesamt honorie-
ren (4). Viele Selbstverpflichtungen der Wirtschaft 
stehen alleine schon deshalb unter dem Verdacht, 
nicht wesentlich mehr als „Business as Usual“ 

anzubieten, weil kein Mechanismus einer ver-
bandsinternen Lasten- und Verantwortungszuwei-
sung besteht. Ohne einen solchen Mechanismus 
ist aber ein Umweltziel jenseits des ohnehin zu 
Erwartenden verbandsintern kaum durchsetzbar. 
Ambitioniertere Selbstverpflichtungen setzen in 
der Regel den Willen und die glaubwürdige Dro-
hung des Staates voraus, im Falle des Scheiterns 
auch auf die traditionelle Regelsteuerung zurück-
zugreifen. Der „stick behind the door“ war eine 
wichtige Erfolgsbedingung von Selbstverpflich-
tungen. Insgesamt gibt auch die neueste Evaluati-
on der OECD zur umweltpolitischen Effektivität 
freiwilliger Ansätze Anlass zur Ernüchterung (5). 

 �Leistungsgrenzen des Staates
Die Diskussion um die Leistungsgrenzen des Re-
gierens hat eine lange Tradition., Je nach theore-
tischem Blickwinkel werden die Informationspro-
bleme einer problemadäquaten Feinsteuerung, 
die begrenzte Resonanzfähigkeit und -willigkeit 
der Wirtschaft, die internen Koordinationspro-
bleme des sektoral und vertikal fragmentierten 
Staates oder der Einflussverlust des National-
staates in einer entgrenzten und globalisierten 
Wirtschaft thematisiert. 
Bereits in der theoretischen Diskussion ziehen 
die Steuerungsskeptiker daraus aber nicht die 
Schlussfolgerung, der Staat müsse sich generell 
aus der Verantwortung zurückziehen. Vielmehr 
suchen sie nach intelligenten Verkoppelungen 
zwischen dem hierarchisch steuernden Staat und 
einer die Autonomie respektierenden Eigenver-
antwortung. „Kontextsteuerung“ und „Supervisi-
on“, die Verkoppelung von Selbststeuerung und 
staatlicher Steuerung oder der Einsatz von proze-
duralen Instrumenten der Umweltpolitik, die re-
flexive Lernprozesse auslösen, sind einige der 
Empfehlungen eines „kooperativen Regierens“ 
mit Verbänden, die die oben genannten Steue-
rungsprobleme zu lösen versuchen (6). Der Staat 
bleibt in diesen Modellen wichtiger Impulsgeber 
und Moderator. Er verteilt Einflusschancen, setzt 
Spielregeln und ökonomische Anreize, verzichtet 
aber darauf, ein bestimmtes Ergebnis festzulegen 
oder ein bestimmtes Handeln vorzuschreiben. 
Solche Formen der indirekten Steuerung sind je-
doch an bestimmte situative Bedingungen gekop-
pelt. Der Staat als „Supervisor“, der tätig wird, 
wenn er dazu eingeladen wird, kann dies nur in 
bestimmten günstigen Konstellationen realisieren. 
Dazu zählen ähnliche Ziele bei Staat und Unter-
nehmen, die sie alleine aber nicht erreichen kön-
nen. In der Forschungs- und Technologiepolitik 
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finden sich viele Konstellationen für die Produk-
tion solcher „kollateralen Güter“. In der Umwelt-
politik sind sie weniger häufig und meist weniger 
harmonisch. 
Dies gilt auch für die Verkoppelung von Selbst-
steuerung und Hierarchie in der Normung, wie 
sie zur Zeit insbesondere im Kontext einer Inte-
grierten Produktpolitik auf europäischer Ebene 
angestrebt wird. Bisher nicht erreichte Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Verkoppelung sind 
die Herstellung eines künstlichen Pluralismus in 
den Gremien zwischen den Vertretern von 
Schutzinteressen und denen von Produktionsin-
teressen, ein Mindestmaß an öffentlicher Trans-
parenz, die Bereitschaft des Staates, als „gleich-
berechtigter“ Vertreter in diesen Gremien öf-
fentliche Interessen wahrzunehmen, die Bildung 
mehrheitsfähiger Koalitionen, die mehr als die 
Standardisierung des Status Quo wollen, sowie 
die Fähigkeit des Staates, unbefriedigende Nor-
mungsergebnisse zu sanktionieren. Weiche, ko-
operative Steuerungsmodelle erfordern zumeist 
eine erhebliche und faktisch selten gegebene 
Bereitschaft, Kapazitäten und Ressourcen für 
deren Funktionieren zur Verfügung zu stellen. 
Auch die in den 90er Jahren verfolgte politische 
Strategie einer Kontextsteuerung durch die Kor-
rektur des Preissystems mit Hilfe einer ökolo-
gischen Steuerreform stößt auf Akzeptanzgrenzen, 
die die Attraktivität des Instruments in letzter Zeit 
vermindert haben. 

 �Die unterschätzte Leistungs
fähigkeit des Staates 

Bemerkenswert sind jedoch, gerade in der Um-
weltpolitik, die Strategien des Staates, auf die 
oben beschriebenen Strukturprobleme staatlicher 
Steuerung zu reagieren, ohne auf das Instrumen-
tarium der Steuerung über allgemein verbindliche 
Regeln zu verzichten. Dies soll exemplarisch ver-
deutlicht werden: 
● Das Informationsproblem: Auch im Rahmen 
einer traditionellen Regelsteuerung konnten in-
formationsgenerierende Prozesse erzeugt wer-
den, die zum Teil sogar das Problem eines stra-
tegischen Understatements technologischer Po-
tenziale verhütet haben. Im Rahmen der IVU-
Richtlinie, die die Genehmigung und die Emissi-
onskontrolle von Industrieanlagen regelt, wurde 
zum Beispiel ein Informationsaustausch zwi-
schen Unternehmen, Genehmigungsbehörden 
und Umweltverbänden organisiert, durch den 
für zahlreiche Industriebranchen der Stand der 
Technik in einer integrierten Gesamtschau do-

kumentiert wurde (7). In diesem und in ande-
ren Fällen schafft die staatliche Umweltpolitik 
Anreize dafür, dass Unternehmen Informationen 
bereitstellen, insbesondere um eine Übersteue-
rung zu verhindern. Illusorisch wäre natürlich 
der Anspruch, die Informationsprobleme einer 
Integrierten Produktpolitik ganzheitlich regeln 
zu wollen. Die Komplexität einer ganzheitlichen 
Umweltverbesserung von Hundertausenden von 
Produkten hinsichtlich all ihrer Umweltaspekte 
ist kaum zu bewältigen. Machbar ist dagegen ein 
problemfokussiertes Vorgehen bei besonders 
relevanten Produkten. Die umweltpolitische Re-
gulierung des Autos ist hierfür ein relativ erfolg-
reiches Beispiel.
● Das „Resonanzproblem“: In wichtigen Teilbe-
reichen, insbesondere der Luftreinhaltepolitik 
und dem Gewässerschutz, hat die traditionelle 
Umweltpolitik beachtliche Erfolge vorzuweisen. 
Wenn technische Möglichkeiten existieren, 
scheint das Resonanzproblem in der Umweltpoli-
tik nicht allzu gravierend zu sein. Schwieriger ist 
es allerdings, Sektordynamiken zu steuern, wie 
das Verkehrswachstum oder die Abfallmengen 
beziehungsweise die dort beobachtbaren Aus-
weichreaktionen der Abfallströme in niedrig re-
gulierte Bereiche. Hier versagt die traditionelle 
Regelsteuerung – viel ist aber auch nicht von ei-
ner Corporate Governance zu erwarten. Am 
ehesten greifen hier verschiedene Strategien der 
Umweltpolitikintegration.
● Das Koordinationsproblem und Internationali-
sierungsproblem: Der Nationalstaat hat sich so-
wohl gegenüber den Bundesländern als auch 
hinsichtlich der europäischen und internationa-
len Kooperation erstaunliche Gestaltungsspielräu-
me erhalten können. Politische Blockaden auf 
der internationalen Ebene konnten zum Teil 
durch nationale Vorreiterrollen umgangen wer-
den, die international diffundierten. Die Blocka-
den, die die deutsche Variante eines verflochtenen 
und parteipolitisch überlagerten Föderalismus 
auch in der Umweltpolitik erzeugt, konnten durch 
Europäisierung der Umweltpolitik unterlaufen 
werden (8). Zwischen den politischen Ebenen 
haben sich stabile, informelle und formale Poli-
tiknetzwerke herausgebildet, die beachtliche ko-
operative Leistungen hervorbringen. Gerade in 
einem komplexen Mehrebenensystem fällt damit 
dem Nationalstaat mit seinen spezifischen Res-
sourcen eine besondere Rolle als zentraler, stra-
tegiefähiger und verhandelnder Akteur zu. Diese 
Rolle kann ihm niemand abnehmen. 

 �Fazit: Umweltschutz braucht 
Staatlichkeit

Vor dem Hintergrund der hier skizzierten Analyse 
ist es verfrüht, Todesgesänge auf den Nationalstaat 
und die traditionelle Regelsteuerung in der Um-
weltpolitik anzustimmen. Die Regelsteuerung, 
insbesondere wenn sie durch kooperative Ele-
mente modernisiert wird und die Chancen der 
Verkoppelung verschiedener Steuerungsmuster 
nutzt, hat in vieler Hinsicht entscheidende Lei-
stungsvorteile gegenüber der auf Eigenverantwor-
tung setzenden Corporate Governance oder 
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft. Es ist durch-
aus sinnvoll, dass entgegen dem Trend der theo-
retischen Diskussion, die deutsche und die euro-
päische Umweltpolitik in der Praxis die Chancen 
der Regelsteuerung weiter genutzt haben. 
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